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 BUNDESMINISTER 

  Mag. Gernot BLÜMEL,  MBA 
 

 An den 
Präsidenten des Nationalrats 
Mag. Wolfgang SOBOTKA 
Parlament 
1017 Wien 
 
GZ: BKA-353.120/0120-I/4/2017 Wien, am 13. Februar 2018 

 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
 
die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Unterrainer, Kolleginnen und Kollegen ha-

ben am 13. Dezember 2017 unter der Nr. 51/J an meinen Vorgänger eine schriftliche 

parlamentarische Anfrage betreffend Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen 

Union in österreichisches Recht gerichtet. 

 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

 

Zu Frage 1: 

 Wie viele und welche EU-Rechtsakte wurden in den Jahren 2007-2017 im Wir-
kungsbereich ihres Ressorts in Österreich durch welche Normen (BVG, BG, VO) 
umgesetzt - aufgeschlüsselt nach Unionsrechtsakt, Jahr, jeweiligem Datum der 
Umsetzung und betroffenen Bundesgesetzen sowie BGBI-Nr. der Kundmachung 
der Umsetzungsnorm? 

 

Österreichische Rechtsvorschriften, durch die ein bestimmter Rechtsakt der 

Europäischen Union umgesetzt wird, enthalten regelmäßig Umsetzungshinweise. 

Zusätzlich besteht die Praxis, bei der Kundmachung von Rechtsvorschriften im 

Bundesgesetzblatt im Informationsbalken die CELEX-Nummer der umgesetzten 

Richtlinie anzuführen. Dadurch sind die Informationen darüber, wie viele und welche 

Rechtsakte der Europäischen Union zu welchem Zeitpunkt in österreichisches Recht 

umgesetzt wurden, über das Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) einfach 

43/AB 1 von 7

vom 13.02.2018 zu 51/J (XXVI.GP)

www.parlament.gv.at



2/6 

zugänglich und nachvollziehbar. Von einer umfassenden Aufschlüsselung im Sinne 

der Anfrage muss ich wegen des zu hohen Verwaltungsaufwandes Abstand nehmen.  

 

Zu den Fragen 2 und 4: 

 Welchen budgetären Niederschlag fanden diese Umsetzungen, aufgeschlüsselt 
nach Unionsrechtsakt, Budgetaufwand, Organisationseinheit des Bundes und 
Kalenderjahr des budgetären Aufwands? 

 Welcher budgetäre Niederschlag ist derzeit für diese Umsetzungen veranschlagt, 
aufgeschlüsselt nach Rechtsakt, Budgetaufwand, Organisationseinheit des Bun-
des und Kalenderjahr des budgetären Aufwands? 

 

Durch das Bundesgesetz über die Führung des Bundeshaushaltes 

(Bundeshaushaltsgesetz 2013 – BHG 2013), BGBl. I Nr. 139/2009, wurde unter dem 

Titel der wirkungsorientierten Folgenabschätzung ein neues Regelungssystem für die 

Abschätzung der Folgen von Rechtssetzungsvorhaben und sonstigen Vorhaben von 

außerordentlicher finanzieller Bedeutung grundgelegt. Die wesentlichen gesetzlichen 

Grundlagen sind in §§ 17f BHG 2013 enthalten. Im Hinblick auf die finanziellen 

Auswirkungen ist auf die Verordnung der Bundesministerin für Finanzen über die 

Abschätzung der finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte im 

Rahmen der wirkungsorientierten Folgenabschätzung bei Regelungsvorhaben und 

sonstigen Vorhaben (WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung – WFA-FinAV), 

BGBl. II Nr. 490/2012, zu verweisen.  

 

Dargestellt werden die Ergebnisse der wirkungsorientierten Folgenabschätzung in 

zusammenfassender Weise im Vorblatt und mit näheren Ausführungen zu 

voraussichtlich wesentlichen Auswirkungen in der Ergebnisdarstellung der 

wirkungsorientierten Folgenabschätzung, die – als Teil der Materialien von 

Regelungsvorhaben – den Erläuterungen voranzustellen ist. Bei früheren 

Rechtssetzungsvorhaben, die noch nicht unter die Regelungen des WFA-

Regelungssystems fielen, waren die finanziellen Auswirkungen eines 

vorgeschlagenen Entwurfs im allgemeinen Teil der Erläuterungen möglichst genau 

anzugeben. Diese Regelungen über die Abschätzung und Darstellung der 

finanziellen Auswirkungen von Rechtssetzungsvorhaben gelten bzw. galten 

unabhängig davon, ob mit dem jeweiligen Rechtssetzungsvorhaben ein Rechtsakt 

der Europäischen Union umgesetzt wird oder nicht. 
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Eine exakte Darstellung der genauen finanziellen Auswirkungen der Umsetzung von 

Unionsrecht wäre auf Grund des Umfangs und der vielfältigen Wechselwirkungen mit 

innerstaatlichen legistischen, organisatorischen und budgetären Zusammenhängen 

mit einem zu hohen Verwaltungsaufwand verbunden, weswegen ich davon Abstand 

nehmen muss. 

 

Zu Frage 3: 

 Wie viele und welche EU-Rechtsakte sind im Wirkungsbereich ihres Ressorts 
noch nicht umgesetzt, aufgeschlüsselt nach Rechtsakt, Zeitpunkt des Inkraft-
tretens, jeweiligem Datum des Ablaufs der Umsetzungsfrist und den wahrschein-
lich betroffenen Bundesgesetzen? 

 

Aus dem aktuellen Wirkungsbereich des Bundeskanzleramts im Sinne der 

Vorbemerkung sind folgende EU-Rechtsakte noch nicht umgesetzt: 

EU-Rechtsakt Inkraft-
treten 

Umsetzungs-
frist 

betroffene 
Bundesgesetze 

Richtlinie (EU) 2016/1148 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. Juli 2016 über 
Maßnahmen zur Gewährleistung eines 
hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus 
von Netz- und Informationssystemen in 
der Union 

8.8.2016 9.5.2018 Es liegen derzeit noch 
keine fertigen 
Gesetzesentwürfe vor. 

Richtlinie (EU) 2016/2102 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Oktober 2016 über den 
barrierefreien Zugang zu den Websites 
und mobilen Anwendungen öffentlicher 
Stellen  

22.12.2016 23.9.2018 Es liegen derzeit noch 
keine fertigen 
Gesetzesentwürfe vor. 

 

Zu den Fragen 5 und 6: 

 Bei der Umsetzung wie vieler und welcher EU-Rechtsakte im Wirkungsbereich 
ihres Ressorts ist Österreich derzeit säumig, aufgeschlüsselt nach Richtlinie, Zeit-
punkt des Inkrafttretens, jeweiligem Datum des Ablaufs der Umsetzungsfrist und 
den betroffenen Bundesgesetzen? 

 Bei wie vielen dieser Rechtsakte wurde bereits ein Vertragsverletzungsverfahren 
eingeleitet - aufgeschlüsselt nach Rechtsakt, Stadium des Vertragsverletzungs-
verfahrens, Nummer des jeweiligen Verfahrens? 

 

1. Bei der Umsetzung der in der Beantwortung der Frage 3 genannten Richtlinien 

ist das Bundeskanzleramt nicht säumig. Es wurde dementsprechend auch kein 

Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. 
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2. Gegen Österreich sind gegenwärtig insgesamt 31 Vertragsverletzungsverfahren 

wegen Nichtumsetzung von Richtlinien anhängig, wobei 20 Richtlinien aus 

österreichischer Sicht mittlerweile vollständig umgesetzt sind: 

Es gibt elf anhängige Vertragsverletzungsverfahren wegen Nichtumsetzung von 

Richtlinien, deren Umsetzung noch ausständig ist: 

Verfahrensnr. Rechtsakt Verfahrensstadium 

2016/0245 Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 über die 
Konzessionsvergabe  

Klage 

2016/0246 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/18/EG  

Klage 

2016/0247 Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von 
Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG 

Klage 

2017/0008 Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 22. Oktober 2014 über den Aufbau der 
Infrastruktur für alternative Kraftstoffe  

Begründete 
Stellungnahme 

2017/0244  Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates vom 20. April 2015 
zur Festlegung von Berechnungsverfahren und 
Berichterstattungspflichten gemäß der Richtlinie 
98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen 

Mahnschreiben 

2017/0281 Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/92/EU über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten  

Mahnschreiben 

2017/0282 Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 3. April 2014 über die Europäische 
Ermittlungsanordnung in Strafsachen 

Mahnschreiben 

2017/0283 Richtlinie 2014/45/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 3. April 2014 über die regelmäßige 
technische Überwachung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhägern und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/40/EG  

Mahnschreiben 

2017/0284 Richtlinie 2014/47/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 3. April 2014 über die technische 
Unterwegskontrolle der Verkehrs- und Betriebssicherheit 
von Nutzfahrzeugen, die in der Union am Straßenverkehr 
teilnehmen, und zur Aufhebung der Richtlinie 
2000/30/EG  

Mahnschreiben 

2017/0514  Richtlinie (EU) 2015/1513 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 9. September 2015 zur Änderung der 
Richtlinie 98/70/EG über die Qualität von Otto- und 
Dieselkraftstoffen und zur Änderung der Richtlinie 
2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen 

Mahnschreiben 

2017/2161 Richtlinie 2014/87/Euratom zur Änderung der Richtlinie 
2009/71/Euratom über einen Gemeinschaftsrahmen für 
die nukleare Sicherheit kerntechnischer Anlagen  

Mahnschreiben 
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Es gibt 20 anhängige Vertragsverletzungsverfahren wegen Nichtumsetzung von 

Richtlinien, die aus österreichischer Sicht mittlerweile vollständig umgesetzt sind: 

Verfahrensnr. Rechtsakt Verfahrensstadium 

2015/0167 Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 
2003/109/EG des Rates zur Erweiterung ihres 
Anwendungsbereichs auf Personen, die internationalen 
Schutz genießen  

Mahnschreiben 

2015/0241 Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 
Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 
96/82/EG des Rates  

Begründete 
Stellungnahme 

2015/0351 Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen 
für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz 
beantragen 

Mahnschreiben 

2015/0510 Richtlinie 2013/39/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. August 2013 zur Änderung der 
Richtlinien 2000/60/EG und 2008/105/EG in Bezug auf 
prioritäre Stoffe im Bereich der Wasserpolitik  

Begründete 
Stellungnahme 

2016/0001 Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 zur Änderung der 
Richtlinien 92/58/EWG, 92/85/EWG, 94/33/EG und 
98/24/EG des Rates sowie der Richtlinie 2004/37/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates zwecks ihrer 
Anpassung an die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über 
die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von 
Stoffen und Gemischen 

Mahnschreiben 

2016/0003 Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. Oktober 2012  
über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung 
und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI  

Mahnschreiben 

2016/0158 Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. Mai 2014 über Maßnahmen zur 
Reduzierung der Kosten des Ausbaus von 
Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische 
Kommunikation 

Begründete 
Stellungnahme 

2016/0159 Richtlinie 2014/64/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. Mai 2014 zur Änderung der Richtlinie 
64/432/EWG des Rates hinsichtlich der elektronischen 
Datenbanken, die Teil der Überwachungsnetze in den 
Mitgliedstaaten sind 

Mahnschreiben 

2016/0249 Richtlinie 2014/33/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Aufzüge und 
Sicherheitsbauteile für Aufzüge  

Mahnschreiben 

2016/0482 Richtlinie 2014/101/EU der Kommission vom 30. Oktober 
2014 zur Änderung der Richtlinie 2000/60/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung 
eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik  

Mahnschreiben 

5 von 743/AB XXVI. GP - Anfragebeantwortung

www.parlament.gv.at



6/6 

 
2016/0483 Richtlinie 2014/56/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 
2006/43/EG über Abschlussprüfungen von 
Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen  

Mahnschreiben 

2016/0581 Richtlinie 2014/80/EU der Kommission vom 20. Juni 2014 
zur Änderung von Anhang II der Richtlinie 2006/118/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz 
des Grundwassers vor Verschmutzung und 
Verschlechterung  

Mahnschreiben 

2016/0583 Richtlinie 2014/57/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. April 2014 über strafrechtliche 
Sanktionen bei Marktmanipulation 
(Marktmissbrauchsrichtlinie) 

Mahnschreiben 

2016/0693 Richtlinie 2014/36/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 über die Bedingungen für 
die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen 
zwecks Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer 

Mahnschreiben 

2016/0694 Richtlinie 2014/90/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Juli 2014 über Schiffsausrüstung und 
zur Aufhebung der Richtlinie 96/98/EG des Rates  

Mahnschreiben 

2017/0001 Richtlinie (EU) 2015/1480 der Kommission vom 28. August 
2015 zur Änderung bestimmter Anhänge der Richtlinien 
2004/107/EG und 2008/50/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates betreffend Referenzmethoden, 
Datenvalidierung und Standorte für Probenannahmestellen 
zur Bestimmung der Luftqualität 

Mahnschreiben 

2017/0003 Richtlinie 2014/66/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. Mai 2014 über die Bedingungen für die 
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im 
Rahmen eines unternehmensinternen Transfers 

Mahnschreiben 

2017/0007 Richtlinie 2014/104/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. November 2014 über bestimmte 
Vorschriften für Schadensersatzklagen nach nationalem 
Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen 
wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der Mitgliedstaaten 
und der Europäischen Union  

Mahnschreiben 

2017/0444 Richtlinie (EU) 2016/1034 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Juni 2016 zur Änderung der 
Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanzinstrumente 

Mahnschreiben 

2017/0515 Richtlinie (EU) 2015/1787 der Kommission vom 6. Oktober 
2015 zur Änderung der Anhänge II und III der Richtlinie 
98/83/EG des Rates über die Qualität von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch 

Mahnschreiben 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Mag. Gernot Blümel, MBA 
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